Molitor und Seif sollen helfen
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Der Bund will seinen Anteil für Langzeitarbeitslose auf Kosten der Kommunen weiter reduzieren. Mit dem Problem befassten sich jetzt 300 Landräte auf einer Tagung in Ludwigsburg. Auch Günter Rosenke war dabei.







Landrat Günter Rosenke (parteilos)

Kreis Euskirchen - Die unterfinanzierten Kommunen sind so gut wie pleite, aber der Landrat kann nicht anders, als die von Städten und Gemeinden zu zahlende Kreisumlage wohl erneut anzuheben. Gehörigen Anteil daran haben die gestiegenen Kosten für die Langzeitarbeitslosen, obwohl die „Fallzahlen“ insgesamt gesunken sind. Gleichzeitig will der Bund seinen Kostenanteil weiter reduzieren.

Damit befassten sich diese Woche rund 300 Landräte aus ganz Deutschland bei der Jahrestagung des Deutschen Landkreistages in Ludwigsburg. Auch der Euskirchener Landrat Günter Rosenke war dabei. 

Bereits im Vorfeld hatte der parteilose Rosenke die Bundestagsabgeordneten Gabriele Molitor (FDP) und Detlef Seif (CDU) schriftlich um Unterstützung der Kreis-Position auf Bundesebene gebeten. Es ging dem Landrat einerseits um das Ziel, die Bundesmittel zu erhöhen, andererseits aber auch um organisatorische Fragen. 

Nach Rosenkes Ansicht gibt es derzeit ein gut laufendes System mit der Arge im Kreis Euskirchen, das allerdings so nicht fortgeführt werden kann, weil es verfassungsrechtliche Bedenken gibt. Die neue Arbeitsministerin Ursula von der Leyen besuchte die Landräte in Ludwigsburg und wurde mit der Forderung der unteren deutschen Verwaltungsebene konfrontiert, die Interessen der Kreise mehr zu berücksichtigen. Rosenke: „Frau von der Leyen hat das zugesagt.“

Aktuell gibt es 69 so genannte „Optionskommunen“, die die Vermittlung von Langzeitarbeitslosen in Eigenregie weiterhin übernehmen. Rosenke hofft, dass mehr Optionskommunen unbefristet zugelassen werden, so dass auch der Kreis daran teilnehmen könnte. Er wünscht, dass die Zuständigkeit für die Langzeitarbeitslosen in kommunaler Hand bleibt. 

Rosenke dringt zudem auf eine Anhebung der Unterbringungs- und Unterhaltszahlungen für die Langzeitarbeitslosen durch den Bund. Nach aktuellem Stand soll die Bundesbeteiligung von derzeit 26 auf 23,6 Prozent sinken. Und das, obwohl aufgrund von Kostensteigerungen in diesem Bereich nach Berechnungen der Landräte eigentlich eine Quote von 35,8 Prozent für das nächste Jahr nötig wäre. Ansonsten blieben die Kosten bei den Kommunen hängen. 

